
Demokratie Schutzbund e.V.

„Schutz der Demokratie, der Gesellschaft, 

der Freiheitlichkeit, der Kultur, der Wirt-

schaftsethik und der sozial schwachen 

Menschen in Deutschland“



Der Demokratie Schutzbund e.V. 

ist eine neutrale und unabhängige 

Institution von Mitgliedern, 

ein Förderverein, welcher mit und über

 seine Mittel in Funktion 

als ein überparteiliches Bindeglied 

und Kontrollorgan 

für die freiheitliche Demokratie der Bürger 

und deren Rechte im Land 

aktiv zur Seite steht und eintritt.



Sehr geehrte Damen und Herren,

erlauben Sie mir zunächst, Sie herzlich zu begrüßen und dies gleich-

wohl auch im Namen des gesamten Vorstandes des Demokratie 

Schutzbundes e.V. sowie im Namen aller Mitglieder.

Der Demokratie Schutzbund ist der Zusammenschluss einer Bürger-

lobby auf Basis einer rechtsstaatlichen und freiheitlichen Grundord-

nung mit dem Ziel, in Deutschland einer echten demokratischen und 

vor allem einer gemeinsamen Stimme  Ausdruck zu verleihen. 

Wir sind eine neutrale, unabhängige und überparteiliche Institution, 

welche mit und über ihre Mittel in der Funktion eines Bindegliedes und 

Kontrollorganes für die freiheitliche Demokratie der Bürger, deren 

Rechte im Land direkt und aktiv in allen notwendigen Belangen zur 

Seite steht und eintritt.

So wird über die gemeinsame Basis einer überparteilichen, einmali-

gen Bürgerlobby im „Demokratie Schutzbund“ und als ausführendes 

Organ,auch bereits während einer politischen Legislaturperiode aktiv 

und direkt Einfluss auf die Politik und deren Handeln genommen.

Schaut man sich die politischen wie gesellschaftlichen Bewegungen 

der letzten zwei Jahre genauer an, so könnte man den Eindruck 

gewinnen, dass das politische Rad in Deutschland neu erfunden 

werden müsste. Dies ist jedoch wenig von Sinn geprägt, denn der 

Schlüssel liegt darin, dass wir uns endlich wieder auf unsere Tugen-

den, unsere wirklichen rechtsstaatlichen, grundgesetzlich geregelten 



Aufgaben und Verantwortlichkeiten über die zu erwartenden Kompe-

tenzen und Haltungen der Verantwortungsträger in der Politik besin-

nen. 

Der Gesellschaft wiederum ist zu empfehlen, dass diese trotz und 

gerade aufgrund der Vielfältigkeit ihrer Meinungen, sich wieder 

wertgeschätzt auf gleicher Augenhöhe begegnet und geschlossen 

füreinander einsteht.

Diese Tugenden sollten mit der selbstbewussten Haltung aller 

Menschen im Land und damit jeder einzelnen Persönlichkeit 

verbunden sein. Dies zudem auf der Basis einer unantastbaren Würde 

und dem Recht einer freien Meinungsäußerung, die unserem Land 

und vor allem auch unserer wertgeschätzten Gesellschaft, die 

Freiheit, die Sicherheit, das Wachstum und damit den Wohlstand in 

der Breite bisher möglich machten.

Gemeinsam sind wir eine überparteiliche, unüberhörbare und vor 

allem auch notwendige Stimme zum Schutz aller Errungenschaften 

die unser Land, unsere Kultur und damit die Menschen in Deutschland 

ausmachen. Für diese ist es mehr als Wert, gerade auf der Basis der 

Entwicklungen der vergangenen 70 Jahre gemeinsam und geschlos-

sen zu handeln.

Mit besten Empfehlungen

Ihr

Dipl.-Ing. (FH) Joachim Keller

Vorsitzender des Vorstandes

Demokratie Schutzbund e.V.



Die Demokratie benötigt unabdingbar eine 

gemeinschaftliche Basis

Das Land muss insgesamt erkennen, dass die Demokratie, welche 

maßgeblich von der Disziplin und dem Faktor Mensch, gleich in wel-

cher Position und Verantwortung, erst durch ein gemeinsames Ein-

bringen eines gesamtheitlichen Mehrwertes für die Gesellschaft, wie-

der mit Leben erfüllt werden kann! 

Die Politik und gleichwohl die Gesellschaft kommen nicht umhin, sich 

ins tägliche Bewusstsein zu rufen, dass ein zartes Gebilde einer 

immer noch jungen Demokratie als Staatsform in Deutschland, nur 

dadurch zur echten und nachhaltigen Stärke heranwachsen kann und 

sich vor allem dann auch aufrechterhalten lässt, wenn eine hohe Ver-

antwortung der politischen, wie aber auch der gesellschaftlichen 

Gemeinschaft über die / den Einzelnen verinnerlicht ist und angenom-

men wird. 

Die Demokratie kann und darf niemals ein Freibrief dafür sein, dass  

die politischen, aber auch die individuellen Motivlagen Einzelner oder 

aber auch von Gruppierungen sich über das Gemeinwohl stellen.

Die gelebte Verantwortung und ein tägliches Einbringen eines jeden 

Einzelnen für das Gemeinwohl in einer aktiven Demokratie ist unab-

dingbar.

Ein Verantwortungsbewusstsein verlangt allerdings auch von jegli-

chen verantwortlichen, politischen- wie gesellschaftlichen Strukturen, 

grundsätzliche und einvernehmliche, klar definierte Normen und 

Rechtsgrundlagen zur Festigung und damit zum langfristigen Schutz 

der gesamten Solidargemeinschaft.



Die heutigen Kernprobleme und die zu 

lösenden Themen

1. Bisher erfolgte politisch, ausschließlich die Förderung der indu-

striellen Kooperationen zu entwicklungswilligen, entwicklungsfä-

higen und ressourcenreichen Ländern. Damit verbunden ist ein 

geglaubter funktionaler Wettbewerbs- und Globalisierungswahn. 

Die Folge waren und sind der Abbau der wichtigen Rahmendaten 

auf den bilateralen Ebenen. Die Förderung eines Verwalterstaa-

tes über das Beamtentum und deren Sonderrechte gegenüber 

jedem Arbeitnehmer sind zudem kontraproduktiv für unser Land.

2. Seit 1993 wurden zudem sukzessive der Mittelstand und das 

Handwerk, die wirklichen Herzstücke deutscher Innovationen und 

deutschen Fleißes und die damit verbundenen Arbeitsplätze in 

der Breite, buchstäblich durch eine gänzlich falsche politische Aus-

richtung der Wirtschafts- und Sozialpolitik eliminiert.

3. Familien können mit einem Lohn nicht mehr existieren oder gar 

überleben, geschweige denn eine Familie gründen!

4. Derzeit leben ca. 12 Millionen Menschen an der Armutsgrenze. 

(Quelle: Bericht des Paritätischen Wohlfahrtsverbandes 02/2016) 

Davon sind derzeit allein ca. 7 Mio. Rentner betroffen! Zudem 

kann von einer weiteren Dunkelziffer in einer Größenordnung von 

5 – 7 Millionen Menschen ausgegangen werden! 

5. Die heutige Politik hat keinerlei praktikable Lösungen, wie sie die 

von ihr selbst geschaffenen Probleme in der Asyl-, Einwande-

rungs- und Integrationspolitik lösen will. Die veralteten Gesetze, 

durch die „jeder“ Asylsuchende erst einmal ins Land einreisen 

kann und sich dann einem langen Prozedere des Prüfverfahrens 

zu unterziehen hat, bezogen sich niemals auf die Realumstände / 

den Realumfang der aktuellen Situation.



6. Der derzeit in Deutschland begangene falsche politische Weg, die 

Migranten / Zuwanderer und den Islam derart überzogen zu 

hoffieren, zu bevorzugen (heute ist keine strikte Trennung von 

Staat und Religion vorhanden) und zu unterstützen, gar gesell-

schaftlich mit den Bürgern gleichzustellen, birgt zusehends die 

Gefahr eines inneren Krisenherdes, der über den Eindruck einer 

massiven Abwertung der eigenen Bürger, ihrer Kultur und ihrer 

Werte im eigenen Heimatland begründet ist.

„Der Bürger jedoch, geht aber noch jeden Tag fleißig seiner Arbeit 

nach und hat am Monatsende trotzdem nur Schulden und sein 

bisher nur weniges, zurückgelegtes Geld, wird dann auch noch 

durch eine falsche Finanz- und Steuerpolitik regelrecht entwertet 

und eliminiert.“

7. Der Schutz von Frauen und Kindern in Deutschland wird nicht 

gewährleistet! Die Menschen in Deutschland sind insgesamt im 

eigenen Land von innen wie von außen vor Angriffen Dritter nicht 

mehr geschützt. 

8. Das heutige Rentensystem ist schon lange am Ende. Bereits die 

heute 45-jährigen werden trotz Arbeit und Beitragszahlungen in 

eine Altersarmut hineinlaufen! Eine staatliche „Ausfinanzierung in 

der Breite“ ist nicht garantiert.

9. Der neuzeitliche Weg der Bildungspolitik gehört im Inhalt umge-

hend neu gestaltet, so dass ein echtes Bildungssystem nach 

Ressourcen und Neigungen entstehen kann. Für unsere Wirt-

schaftskreisläufe müssen die universitären Studiengänge, wie 

aber auch speziell das Handwerk, wieder an Attraktivität und 

Qualität gewinnen, wodurch Deutschland langfristig von den 

heute massiv vorhandenen ideologischen und fachlichen Einsei-

tigkeiten wieder über eine fundierte Breite profitieren wird.

10. Das äußere Standing und die Position des Landes sind durch 

politische Fehlentscheidungen in Frage zu stellen, und man hat



dadurch bereits nachhaltig in großen Teilen, national wie interna-

tional,  das Gesicht „sehr gefährlich“ verloren. 

Zum Thema Rechtsstaatlichkeit, Schutz und Entwicklung des 

eigenen Landes, der eigenen Wirtschaft, dem eigenen Schutz der 

Bevölkerung und zu guter Letzt des eigenen Wachstums, ist es 

unerlässlich, einer zentralistisch ambitionierten heutigen EU eben 

nicht eine globale Verantwortung zu übereignen. In der Folge 

sollten die Währungsunion, die Lissabonner und Maastricher 

Verträge auf den Prüfstand gestellt werden. Dies gilt auch gleich-

wohl für die bisherige Weggabe von kardinalen, nationalen, juristi-

schen Grundlagen und Rechten des eigenen Parlaments, hinein in 

die Entscheidungsgewalt durch Brüssel (z.Bsp. EUGH, übergeor-

dentes Kartellrecht).

Gemeinschaftliche Verantwortungsüber-

nahme zum Wohl aller

Deutschland ist mit schnellen Schritten im Begriff, alles was es bis-

her ausmachte und wert war, zu verlieren und sich zu uniformieren! 

Doch dies ist für unser wunderbares Land keine Option, die zur Dis-

kussion steht oder je stehen darf!

Denn eine Demokratie ist und darf niemals und in keiner Position / 

an keiner Stelle und in keiner noch so kleinen verantwortlichen 

Funktion und Einheit, ein Selbstbedienungsladen zum Schaden 

Dritter oder gar der gesamten Gemeinschaft sein und werden!

Die Gemeinschaft der Bürger, der Menschen, ob alt oder jung, wel-

che die Basis einer Demokratie bilden, sind unabdingbar die wirkli-

chen Verantwortungsträger. Sie sind gleichwohl das Kontrollorgan 

zum Erhalt der Demokratie, der Freiheitlichkeit, dem Schutz von 

Menschen, der Familien, der Kultur, der gelebten Traditionen und 

der Wertegrundlagen. Dies vor allem zum Schutz der Würde des 



Einzelnen, welche als höchstes und zu schützendes Gut vorauszu-

setzen ist.

Es sind nachhaltig die Menschen, deren Wohl und ihr freiwilliges Ein-

bringen in die Gesellschaft zu fördern und zu schützen. Sicherlich ist 

nicht dem Tand, der Show oder gar einem vermeintlichen alleinigen 

Reichtum weniger Dritter, Vorrang zu geben. Es ist zu erkennen, dass 

erst mit der Breite von sozialen Kompetenzen, Sicherungen und 

Wachstum, langfristig eine für alle erlebbare und zum Wohle aller eine 

wachsende Demokratie in der Basis mit einer einhergehenden Sozial-

kompetenz und Sozialdynamik möglich ist.

Zusammengefasst

Wir sind heute an einem Punkt angelangt, an dem die deutsche Politik 

im Kontext der EU sowie im Außenhandel klar erkennen muss, dass 

eine faktische und real umgesetzte, ganzheitliche Restrukturierung / 

Sanierung auf allen Ebenen und Bereichen im Ergebnis der Entwick-

lungen der letzten Jahre (Funktional / Dysfunktional) und der histo-

risch verwertbaren Eckdaten und Werte unabdingbar ist.

Bilden wir also die Basis über unsere überparteiliche Gemeinschaft 

eines aufrechtgehenden, demokratischen Bürgertums! 

Diese kümmert sich aktiv um die Belange der Menschen und um die 

Belange unseres Landes. Dies wird sicherlich manchmal unbequem 

sein, doch in der Konsequenz kompetent auf den höchsten Ebenen 

und mit unserem bereits vorhandenen Standing und Gehör dazu die-

nen, einer echten und gelebten Demokratie und damit den Bürgern, 

den Menschen, den Familien, den Frauen, Männern und vor allem 

unseren Kindern eine Zukunft zu sichern.

Seien Sie uns alle im Kreis der „Demokratischen Gemeinschaft / Fami-

lie“ in unserem einzigartigen Deutschland herzlich Willkommen.



Der Demokratie Schutzbund e.V.

Auszüge aus der Satzung des 

Demokratie Schutzbund:

Zweck des Vereins

1. Der Zweck des Vereins ist der Schutz der Demokratie, der Gesell-

schaft, der Freiheitlichkeit, der Kultur, der Wirtschaftsethik und der 

sozial schwachen Menschen in Deutschland.

Dieser Zweck umfasst die allgemeine Förderung des demokrati-

schen Staatswesens in der Bundesrepublik Deutschland.

2. Dieses Ziel soll insbesondere erreicht werden durch: 

● Entwicklung, Einrichtung, Ausbau, Unterhalten und Förde-

rung verschiedener Einrichtungen und von Organisationen, 

die dafür geeignet sind den Vereinszweck (§2 Absatz 1) zu 

erfüllen.

● Informationen zu gesellschaftlichen und politischen Entwick-

lungen und deren Auswirkungen, der zu erwartenden gesell-

schaftlichen Veränderungen und der daraus schlussfolgern-

den Perspektiven.

● Informationen über die Arbeit des Vereins und die geplanten 

Projekte im deutschsprachigen Raum und darüber hinaus 

über aktuelle Medien und den zur Verfügung stehenden 

Plattformen.

● Informationsveranstaltungen in Form von Vorträgen, Semina-

ren, Versammlungen und dergleichen.

● Verbreitung von Literatur, Tonträgern und weiterer Medien.



● Unterstützung anderer gemeinnütziger Organisationen mit 

vergleichbaren Zielsetzungen die dem Vereinszweck (§2 

Absatz 1) entsprechen.

● Alle weiteren, nicht gesondert aufgeführten Maßnahmen, die 

geeignet sind, den Zweck des Vereins (§2 Absatz 1) zu för-

dern.

● Der Satzungszeck wird durch den Einsatz der Mitgliedsbeiträ-

ge und Spenden, sowie durch Veranstaltungen, die der 

Förderung des Vereinszwecks dienen umgesetzt. Außerdem 

wird der Satzungszweck auch durch unentgeltliche Hilfe und 

Unterstützung bei Veranstaltungen und weiteren Maßnahmen 

realisiert.

3. Der Verein ist selbständig und überregional tätig und kann auch 

über die Grenzen Deutschlands hinaus Aufgaben die dem Ver-

einszweck (§2 Absatz 1) dienlich sind übernehmen und die hierfür 

erforderlichen Maßnahmen ergreifen. Er ist zudem bestrebt, zu 

allen politischen Parteien und gesellschaftlich relevanten Organi-

sationen in Deutschland oder dem europäischen Ausland ein 

konstruktives und kooperatives Verhältnis herzustellen.

4. Der Verein erhält seine hierfür erforderlichen Mittel durch Mit-

gliedsbeiträge und Spenden.

Gemeinnützigkeit

1. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige 

Zwecke i. S. des Abschnitts "steuerbegünstigte Zwecke" der 

Abgabenordnung (§ 51 ff AO). Er ist ein Förderverein i. S. von § 58 

Nr. 1 AO, der seine Mittel ausschließlich zur Förderung der in § 2 

Abs. 1 genannten steuerbegünstigten Zwecke verwendet.

2. Der Verein ist selbstlos tätig. Er verfolgt keine eigenwirtschaftli-

chen Zwecke.



Demokratie Schutzbund e.V.

„Schutz der Demokratie, der Gesellschaft, 

der Freiheitlichkeit, der Kultur, der Wirt-

schaftsethik und der sozial schwachen 

Menschen in Deutschland“



„Unsere überparteiliche Arbeit für unsere 

Demokratie sehen wir als eine große Ehre 

an und erkennen in unserem Auftrag eine 

freiwillig übernommene Pflicht gegenüber 

unserem Land und den Menschen“

Spenden

Da wir mit dem Demokratie Schutzbund und dem DGWS Institut als 

gemeinnützig anerkannt sind, sind Ihre Mitgliedsbeiträge und sonsti-

gen geldwerten Spenden steuerlich voll abzugsfähig. Sie erhalten 

selbstverständlich für jede Ihrer Spenden eine Spendenbescheini-

gung. Die Spendenbescheinigungen für die Mitgliedsbeiträge, werden 

einmal im Jahr (Januar des Folgejahres) unaufgefordert zugesandt.

Unsere Bankverbindung:

Bank: Volksbank Hohenzollern-Balingen eG

IBAN: DE92 6416 3225 0405 0100 01

BIC: GENODES1VHZ

Wir bedanken uns bereits heute für Ihre Spende und das uns damit 

entgegengebrachte Vertrauen!



Mitglied werden 

http://demokratie-schutzbund.de/mitglied-werden/

Gerne würden wir uns freuen, wenn wir Sie mit unserer direkten und 

überparteilichen Arbeit für die Demokratie und damit unserer direkten 

Arbeit für die Menschen im Land und darüber hinaus erreichen 

konnten.

Wir werben um Sie, um mit Ihnen gemeinsam in einer gelebten und 

erstrebenswerten Demokratie, welche unmittelbar und durchgängige, 

geschützte, soziale Umfeld- und Rahmendaten für das Land die 

Menschen, die Familien und die Kinder in der Gegenwart und für die 

Zukunft bedeuten und gewährleisten.

Wir haben folgende Mindestmitgliedsbeiträge festgelegt: 

Der Mindestbeitrag beträgt monatlich  10,- €

1. Erwachsene  ab 10,- € 

2. Aufnahmespende ab 40,- € 

3. Frauen ohne eigenes Einkommen auf Rückfrage   

4. ALG II-Bezieher auf Rückfrage  

Gerne können Sie natürlich auch jederzeit einen höheren monatlichen 

Wunschbetrag wählen.

Die Demokratie braucht Ihre aktive, persön-

liche und finanzielle Unterstützung.

Denn das „Wir“ entscheidet über unsere 

gemeinsame Zukunft!
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